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verantwortlich ist. Sollten die Beteiligten abweichende Ver-
einbarungen getroffen haben, so wertet das Finanzgericht 
diese Vereinbarung als Grundlage für einen zivilrechtlichen 
Ausgleichsanspruch unter den Beteiligten.

MELDEPFLICHT FÜR ELEKTRONISCHE KASSENSYSTEME – 
VORDRUCK ABWARTEN!

Das Bayerische Landesamt für Steuern hat auf seiner 
Homepage auf die Vorschrift des § 146a Abs. 4 Abgaben-
ordnung aufmerksam gemacht.

Demnach müssen Steuerpflichtige ab dem 01.01.2020 ihr 
elektronisches Aufzeichnungssystem an die Finanzämter 
melden. Hiervon sind insbesondere sämtliche Kassensys-
teme betroffen.

Dem zuständigen Finanzamt sind u. a. die Art und die 
Anzahl der im jeweiligen Unternehmen eingesetzten elek- 
tronischen Aufzeichnungssysteme und der zertifizierten 
Sicherungseinrichtungen mitzuteilen. 

Für Steuerpflichtige, die ein elektronisches Aufzeichnungs-
system vor dem 01.01.2020 angeschafft haben, gilt dafür 
eine Frist bis zum 31.01.2020 (vgl. § 146a Abs. 4 AO).

Die Meldung an das Finanzamt ist nach der gesetzlichen 
Regelung ausschließlich mittels eines amtlich vorgeschrie-
benen Vordrucks möglich. Dieser Vordruck steht derzeit 
noch nicht zur Verfügung.

Betroffene Unternehmen sollten daher abwarten, bis der 
Vordruck veröffentlich wird. Sollten Sie von der vorstehen-
den Problematik betroffen sein, so sollten Sie dringend das 
Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin/Ihrem Steuerberater 
suchen, um das weitere Vorgehen abzusprechen.

GEWERBLICHE TÄTIGKEIT DURCH NACHHALTIG AUS-
GEÜBTE WARENVERKÄUFE AUF DER INTERNETPLATT-
FORM EBAY

Nach Auffassung des Hessischen Finanzgerichts handelt 
derjenige gewerblich, der kostengünstig oder kostenlos 
Gegenstände erwirbt, um sie anschließend über eBay in 
Form von Versteigerungen mit Gewinn zu veräußern. Die 
Kläger möchten diese Entscheidung nicht akzeptieren und 
haben aus diesem Grunde Revision beim Bundesfinanzhof 
eingelegt.

Die Argumentation der Kläger baut darauf auf, dass es 
sich bei der Tätigkeit um eine reine Vermögensverwaltung 
handle. Der Verkaufstätigkeit habe kein Plan zugrunde ge-
legen. Es seien jeweils zufällige Verkaufsaktivitäten gewe-
sen, die als Hobby zu bezeichnen seien.

Es wird spannend sein, wie sich der Bundesfinanzhof zu 
dieser Fragestellung positionieren wird.

ACHTUNG: DIE GEFAHR DER GEWERBLICHEN INFEKTION 
BEI EINER INTEGRIERTEN VERSORGUNG DURCH ÄRZTE 

Das Problem
Im Urteilsfall liegt m. E. eine extreme Fallgestaltung vor, die 
durch das Finanzgericht auch anders hätte entschieden 
werden können. Das Finanzgericht begründet diese Ent-
scheidung damit, dass es sich um eine reine Tatsachenfra-
ge handele und nicht um eine Rechtsfrage.

Im konkreten Streitfall ging es um die Abgabe von Faktor-
präparaten an Bluter zur Heimselbstbehandlung. Nach 
Auffassung der Finanzbehörden führt die Abgabe derarti-
ger Medikamente zur Annahme einer gewerblichen Betäti-
gung. Etwas anderes soll nur dann gelten, wenn die Medi-
kamente eng mit der eigentlichen Behandlung verbunden 
sind. In derartigen Fallgestaltungen könne die Abgabe nicht 
selbstständig betrachtet werden, sondern sei Bestandteil 
der ärztlichen Versorgung.
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Hierauf haben sich die Kläger berufen, und dargestellt, dass 
die Abgabe der Faktoren ein Teil der umfassenden einheit-
lichen, engmaschig überwachten ambulanten Behandlung 
sei. Diese Behandlung ende nicht an der Praxistüre.

Die Beurteilung durch das Finanzgericht
     Das FG hat diese Argumentation der Kläger nicht gelten 

lassen.
     Nach Auffassung des Senats hätten die Patienten die 

Präparate auch einfach über die Apotheke beziehen 
können.

     Das FG gelangt daher in einer m. E. sehr harten Ent-
scheidung zu einer gewerblichen Tätigkeit hinsichtlich 
der Medikamentenabgabe, die die ärztliche BAG nach § 
15 (3) Nr. 1 EStG infiziert.

 
Sollten Sie von ähnlichen Fragestellungen (Medikamenten-
abgabe an Patienten etc.) betroffen sein, sollten Sie drin-
gend das Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin/Ihrem Steu-
erberater suchen. Sie werden Ihnen die Wege aufzeigen, 
die das vorstehende Ergebnis verhindern.

SOZIALVERSICHERUNGSRECHT: NOTARZT IM RETTUNGS- 
DIENST IST SELBSTÄNDIGER

Die Tätigkeit als Notarzt – neben einer anderen vollberuf-
lichen Tätigkeit – ist immer wieder Gegenstand von Sozial-
versicherungsprüfungen.

In einem aktuellen Gerichtsverfahren beim LSG Hessen 
war ein Notarzt gegeben, der hauptberuflich in Vollzeit bei 
einem Dritten beschäftigt gewesen ist.

Das Vertragsverhältnis mit dem Träger des Rettungsdiens-
tes verpflichtet ihn zu Erbringung von Rettungsdiensten, 
die durch die Leitstellte des Rettungsdienstes mitgeteilt 
werden. Die Einteilung zum Dienstplan konnte nur in Ab-
sprache mit dem Notarzt erfolgen. 

Der Notarzt hatte keinen Urlaubsanspruch, keinen An-
spruch auf Weihnachtsgeld oder Lohnfortzahlung.

Das LSG Hessen ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die ver-
traglichen Vereinbarungen eindeutig dafür sprechen, dass 
der Notarzt selbstständig tätig und somit nicht sozialversi-
cherungspflichtig ist.

Entscheidend war für das LSG Hessen jedoch, dass Wei-
sungsfreiheit für den Notarzt bestand und die Einteilung 
zum Dienstplan ausschließlich in Absprache zwischen dem 
Arbeitgeber und dem Notarzt erfolgen konnte.

DIE ÜBERPRÜFUNG DER OBERGRENZE DES WEIH-
NACHTS- UND URLAUBSGELDES

Ein Arbeitgeber hatte arbeitsvertraglich versprochen, die 
Bemessungsobergrenze für die Berechnung zusätzlichen 
erfolgsbezogenen Urlaubs- und Weihnachtsgelds alle zwei 
Jahre zu überprüfen. Der Arbeitgeber überprüfte zwar die 
Obergrenze, entschied jedoch mehrfach, sie unverändert 
zu lassen.

Ein Arbeitnehmer machte geltend, dass sich aus der Über-
prüfungsklausel für ihn ein Anspruch auf Überprüfung der 
Grenze durch den Arbeitgeber und eine Erhöhung nach bil-
ligem Ermessen ergebe.

Das Bundesarbeitsgericht beurteilt diese Rechtsauffassung 
als unzutreffend.

Für eine Anpassungspflicht müssten entsprechende ver-
tragliche Vereinbarungen bestehen. Eine bloße Überprü-
fungspflicht enthalte jedoch gerade keine Anpassungsver-
pflichtung.

Das Bundesarbeitsgericht macht auch deutlich, dass eine 
Überprüfungsverpflichtung ohne eine Anpassungsver-
pflichtung nicht sinnlos sei. Sie stellt sicher, dass die Über-
prüfung nicht vergessen wird und die Arbeitnehmer sie 
einfordern können.

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zeigt somit 
sowohl für die Arbeitgeber als auch für die Arbeitnehmer 
die Verhandlungslinien auf.

STEUERFREIE ERSTATTUNG ÖFFENTLICHER VERKEHRS-
MITTELKOSTEN

Mit dem Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfäl-
len beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften wurde ab 2019 eine 
neue Steuerbefreiung zugunsten von Arbeitgeberleistun-
gen für öffentliche Verkehrsmittelkosten eingeführt. Diese 
Steuerfreiheit gilt für Arbeitgeberleistungen, sofern diese 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet 
werden.

In einem umfangreichen BMF-Schreiben vom 15.08.2019 
hat die Finanzverwaltung ausführlich zur Anwendung des 
§ 3 Nr. 15 EStG Stellung genommen. 

Bedeutsam ist insbesondere folgende Vereinfachungsre-
gelung: Von der neuen Steuerfreiheit begünstigt sind
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     Arbeitgeberleistungen für Fahrten des Arbeitnehmers 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr (ohne 
Luftverkehr) – Personenfernverkehr – zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte und diesen gleichge-
stellte Fahrten (1. Alternative) sowie

     Arbeitgeberleistungen für alle Fahrten des Arbeitnehmers 
im öffentlichen Personennahverkehr (2. Alternative). 

Die Abgrenzung zwischen den unterschiedlichen Alternati-
ven ist bedeutsam, weil nur bei der Alternative 2 auch die 
Privatfahrten steuerbefreit bleiben. Nach Auffassung der 
Finanzverwaltung gehören zum Personenfernverkehr (öf-
fentliche Verkehrsmittel im Linienverkehr):
     Fernzüge der Deutschen Bahn (ICE, IC, EC), Fernbusse 

auf festgelegten Linien oder Routen und mit festgeleg-
ten Haltepunkten,

     vergleichbare Hochgeschwindigkeitszüge und schnell-
fahrende Fernzüge anderer Anbieter (z. B. TGV, Thalys).

Zum öffentlichen Personennahverkehr gehört die all-
gemein zugängliche Beförderung von Personen im Lini-
enverkehr, die überwiegend dazu bestimmt ist, die Ver-
kehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu 
befriedigen. 

Als öffentlicher Personennahverkehr i.S.d. § 3 Nr. 15 
EStG gelten nach Auffassung der Finanzverwaltung aus 
Vereinfachungsgründen alle öffentlichen Verkehrsmit-
tel, die nicht Personenfernverkehr im vorgenannten 
Sinne sind.

E-SCOOTER UND LOHNSTEUERRECHT

E-Scooter sind gerade in Großstädten immer häufiger an-
zutreffen. Kurz nach der Zulassung der E-Scooter stellten 
sich Fragen nach der Lohnabrechnung, weil die Arbeitge-
ber diese oftmals als Benefit zur Verfügung gestellt haben. 
Hierzu gilt Folgendes:

Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern einen E-Scoo-
ter für die beruflich veranlassten Auswärtstätigkeiten zur 
Verfügung (z. B. Kundenbesuch in der Innenstadt), handelt 
es sich um steuerfreien Reisekostenersatz in Form einer 
Sachleistung. 

Praxishinweis
Arbeitgeber unterhalten mittlerweile oftmals E-Scoo-
ter, die nur für betriebliche Zwecke zu nutzen sind (Fir-
men-E-Scooter). Hierfür ist kein steuerpflichtiger geld-
werter Vorteil zu erfassen. 

Stellt der Arbeitgeber dem Mitarbeiter einen E-Scooter 
auch zur privaten Nutzung und für die Wege zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte zur Verfügung, ist der 
geldwerte Vorteil steuerpflichtig. 

Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 37 EStG greift nicht. Nach 
der maßgebenden Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung 
handelt es sich bei einem E-Scooter aufgrund der verkehrs-
rechtlichen Zulassungspflicht um ein Kraftfahrzeug mit der 
Folge, dass der geldwerte Vorteil nach Dienstwagengrund-
sätzen unter Berücksichtigung der Regelungen für Elektro-
fahrzeuge zu ermitteln ist. Mit klarstellenden Erlassen der 
Finanzverwaltung ist in Kürze zu rechnen. 

Beispiel 
Arbeitgeber A überlässt seinem Arbeitnehmer B ab August 
2019 einen E-Scooter auch zur Privatnutzung und für Fahr-
ten Wohnung/erste Tätigkeitsstätte (Entfernung = 5 km). 
Die unverbindliche Preisempfehlung des E-Scooters be-
trägt 1.650 EUR. 

Geldwerter Vorteil
Bruttolistenpreis: 1.650 € x ½ =                                        825,00 € 
abgerundet auf volle 100 € =                               800,00 €
Privatnutzung: 1 % v. 800 € =                                    8,00 €

Fahrt zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte:  
0,03 % v. 800 € x 5 Ekm =                                   1,20 €
Summe                                                                          9,20 €

Da der vom Arbeitgeber überlassene E-Scooter nach 
Dienstwagengrundsätzen abzurechnen ist, gelten die Rege-
lungen zur lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung 
eines betrieblichen Kfz an Arbeitnehmer entsprechend 
(BMF-Schr. v. 04.04.2018 – BStBl I 2018, 592). Auf folgende 
Besonderheiten ist insbesondere zu achten:
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     Bei der Erfassung der Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte kann der geldwerte Vorteil alter-
nativ zur 0,03 %-Regelung nach der 0,002 %-Regelung 
ermittelt werden.

     Wird der E-Scooter nur für eine Teilstrecke der Fahrt 
zur ersten Tätigkeitsstätte genutzt, weil die andere Teil- 
strecke z. B. mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurückge-
legt wird, so kann nur die mit dem E-Scooter tatsächlich 
zurückgelegte Teilstrecke zu erfassen sein.

MINDERT DIE ÜBERNAHME DER KOSTEN EINES EIN-
STELLPLATZES DEN GELDWERTEN VORTEIL EINES AR-
BEITNEHMERS AUFGRUND DER PKW-ÜBERLASSUNG 
DURCH EINEN ARBEITGEBER

Der Streitfall
Im Streitfall beim FG Münster ging es um die Beantwortung 
der Frage, ob die Kosten für einen Einstellplatz, die durch 
den Arbeitnehmer getragen worden sind, zu einer Min-
derung des geldwerten Vorteils für die PKW-Überlassung 
durch den Arbeitgeber führt. Zu erwähnen ist jedoch, dass 
es keine entsprechende Verpflichtung für den Arbeitneh-
mer gegeben hat.

Die Beurteilung durch das Finanzgericht
Das Finanzgericht Münster hat die Minderung des geld-
werten Vorteils abgelehnt. Das FG baut seine ablehnende 
Haltung jedoch darauf auf, dass es keine Verpflichtung des 
Arbeitnehmers aufgrund einer Vereinbarung mit seinem 
Arbeitgeber gegeben hat.

Sollten Sie sich in einer ähnlichen Situation befinden, soll-
ten Sie dringend das Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin/
Ihrem Steuerberater suchen. Sie werden Ihnen die Wege 
aufzeigen, die das vorstehende Ergebnis verhindern.

BFH-URTEILE ZUR ERSTEN TÄTIGKEITSSTÄTTE WERDEN 
AMTLICH VERÖFFENTLICHT

Der BFH hat mit folgenden Urteilen zum seit 2014 gelten-
den steuerlichen Reisekostenrecht Stellung bezogen:
     BFH-Urt. v. 04.04.2019 – VI R 27/17: Erste Tätigkeitsstät-

te eines Polizisten im Einsatz- und Streifendienst an der 
Polizeiwache

     BFH-Urt. v. 10.04.2019 – VI R 6/17: Bestimmung einer 
ersten Tätigkeitsstätte bei befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen

     BFH-Urt. v. 11.04.2019 – VI R 36/16: Fahrtkosten eines 
Gesamthafenarbeiters nach steuerlichem Reisekosten-
recht (Hamburger Hafen mit Einsätzen bei Hafeneinzel-
betrieben)

     BFH-Urt. v. 11.04.2019 – VI R 40/16: Erste Tätigkeitsstätte 
einer Flugzeugführerin an der „home-base“

     BFH-Urt. v. 11.04.2019 – VI R 12/17: Erste Tätigkeitsstät-
te einer Luftsicherheitskontrollkraft am (großräumigen) 
Flughafengelände

Praxishinweis
Die BFH-Rechtsprechung hat in wesentlichen Teilen 
die Auffassung der Finanzverwaltung zur Bestimmung 
der ersten Tätigkeitsstätte übernommen. Insbesonde-
re liegt im Falle einer dauerhaften Zuordnung eine ers-
te Tätigkeitsstätte gem. § 9 Abs. 4 Satz 1 und 2 EStG vor. 
Der arbeitsvertraglichen Regelung kommt eine hohe 
Bedeutung zu. 

Die FinVerw hat beschlossen, die o. g. Entscheidungen im 
BStBl amtlich zu veröffentlichen. Damit kommen die Ur-
teilsgrundsätze über den entschiedenen Einzelfall hinaus 
zur Anwendung. 

Die Veröffentlichung ist überraschend: Zwar hat der BFH 
mit seinen Entscheidungen die Rechtsauslegung der Fi-
nanzbehörden in weiten Teilen bestätigt. Es ergibt sich im 
Detail aber zumindest eine wesentliche Abweichung. In § 9 
Abs. 4 Satz 3 EStG heißt es:

Von einer dauerhaften Zuordnung ist insbesondere auszuge-
hen, wenn der Arbeitnehmer unbefristet, für die Dauer des 
Dienstverhältnisses oder über einen Zeitraum von 48 Monaten 
hinaus an einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll.

Bei befristeten Arbeitsverhältnissen kommt eine unbefris-
tete Zuordnung nicht in Betracht (BFH-Urt. v. 10.04.2019 – 
VI R 6/17, DStR 2019, 1514 Rz. 32). Es ist ausgeschlossen, 
dass der Arbeitnehmer unbefristet an einer solchen Tätig-
keitsstätte tätig werden soll. Der BFH schließt sich nicht der 
anders lautenden Auffassung der FinVerw an (BMF-Schr. v. 
24.10.2014, BStBl I 2014, 1412 Rz. 19). War der Arbeitneh-
mer im Rahmen eines befristeten Arbeits- oder Dienstver-
hältnisses bereits einer ersten Tätigkeitsstätte zugeordnet 
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und wird er im weiteren Verlauf einer anderen Tätigkeits-
stätte zugeordnet, erfolgt diese zweite Zuordnung nicht 
mehr für die gesamte Dauer des (verbleibenden) Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses. Denn in Bezug auf die zweite Zu-
ordnung steht (aus der auch insoweit maßgeblichen Sicht 
ex ante) fest, dass sie nicht für die (gesamte) Dauer des 
Dienstverhältnisses gilt, sondern lediglich für die Dauer des 
verbleibenden Arbeits- oder Dienstverhältnisses.

Nach der BFH-Rechtsprechung ist im jeweiligen Einzelfall 
zu unterscheiden, ob die Verlängerung des befristeten Ar-
beitsverhältnisses 
     die (zeitlich begrenzte) Fortführung des bisherigen Be-

schäftigungsverhältnisses (= einziges, wiederholt verlän-
gertes Beschäftigungsverhältnis) oder

     ein neues Beschäftigungsverhältnis
ist.

UMSATZSTEUERLICHE BEHANDLUNG DER VERMIETUNG 
EINER KOMPLETTEN ZAHNARZTPRAXIS

Im Streitfall verpachtete eine GmbH ein Gebäude zum Be-
trieb einer Zahnarztpraxis an eine Ärztegemeinschaft.

Die Besonderheit bestand darin, dass in dem Pachtvertrag 
neben der Überlassung der Räumlichkeiten bewegliche 
Wirtschaftsgüter – die für eine funktionsfähige Zahnarzt-
praxis erforderlich sind – mitverpachtet wurden. 

Die GmbH ging von einer umsatzsteuerfreien Verachtung 
aus, während das Finanzamt hierin eine umsatzsteuer-
pflichtige Leistung erblickte.

Das Finanzgericht München ist der Rechtsauffassung des 
Finanzamtes gefolgt. Es sieht in der vertraglichen Verein-
barung eine einheitliche Leistung besonderer Art, die dem 
Regelsteuersatz unterliegt.

Das Finanzgericht ist insbesondere deshalb zu diesem Er-
gebnis gelangt, weil die Verpachtung der Räumlichkeiten 
und der Einrichtung in einem Vertrag vorgenommen wor-
den ist.

Bei der getrennten Verpachtung der Wirtschaftsgüter hätte 
sich somit eine ganz andere Beurteilung ergeben. Die Ver-
pachtung der Räumlichkeiten hätte umsatzsteuerfrei und 
lediglich die Verpachtung der beweglichen Wirtschaftsgü-
ter hätte umsatzsteuerpflichtig erfolgen müssen.
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Haftungsausschluss | Die in diesem Rundschreiben stehenden Texte sind nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch 
notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen.

FÄLLIGKEITSTERMINE FÜR STEUERN UND BEITRÄGE ZUR 
SOZIALVERSICHERUNG VON OKTOBER BIS DEZEMBER 2019

STEUERTERMINE IM OKTOBER 2019 

STEUERTERMINE IM NOVEMBER 2019 

STEUERTERMINE IM DEZEMBER 2019 

DIE FÄLLIGKEITEN DER SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE ERGEBEN SICH AUS DER NACHFOLGENDEN TABELLE: 

10.10.2019 Umsatzsteuer 8.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 9.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 9.2019

Lohnsteuer III.2019

11.11.2019 Umsatzsteuer 9.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 10.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 10.2019

15.11.2019 Gewerbesteuer IV.2019

Grundsteuer IV.2019

10.12.2019 Einkommensteuer-VZ IV.2019

Körperschaftsteuer-VZ IV.2019

Umsatzsteuer 10.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 11.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 11.2019

Eingang Beitragsnachweis Zahlungseingang

24.10.2019 28.10.2019

25.11.2019 27.11.2019

19.12.2019 23.12.2019

Bei Scheckeinzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin vorliegen. 


